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Wir bauen die Welt von morgen.

Einladung zur
Hauptversammlung 2017
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Und so nehmen Sie teil:  
Eine kurze Anleitung zu Ihrer Teilnahme an der Hauptversammlung  
finden Sie auf den Seiten 30 bis 31 dieser Einladung.

HOCHTIEF-Konzern: Kennzahlen1)

(In Mio. EUR) 2016 2015 Verände-
rung  

gegen-
über  

Vorjahr

Umsatzerlöse 19.908,3 21.096,6 -5,6 %
Operatives Ergebnis vor Steuern/PBT2) 677,5 600,1 12,9 %
Operatives Ergebnis vor Steuern/PBT-Marge2) (%) 3,4 2,8 0,6
Operativer Konzerngewinn2) 361,2 264,7 36,5 %
Operatives Ergebnis je Aktie (EUR)2) 5,62 3,95 42,3 %

EBITDA 1.104,4 1.142,5 -3,3 %
EBITDA Marge (%) 5,5 5,4 0,1
EBIT 816,7 728,7 12,1 %
Ergebnis vor Steuern/PBT 620,7 523,4 18,6 %
Konzerngewinn 320,5 208,3 53,9 %
Ergebnis je Aktie (EUR) 4,98 3,11 60,1 %

Net Cash aus laufender Geschäftstätigkeit 1.173,4 1.135,2 3,4 %
Betriebliche Investitionen brutto 272,6 285,4 -4,5 %
Free Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 986,1 984,8 0,1 %

Nettofinanzvermögen (+)/Nettofinanzschulden (-) 703,9 805,4 -12,6 %

Auftragseingang3) 24.813,5 21.553,7 15,1 %
Auftragsbestand (gegenüber Vorjahr)3) 43.087,6 36.022,5 19,6 %

Mitarbeiter (Stichtag)4) 51 490 44 264 16,3 %

1)Nominale Zahlen, sofern nicht anders angegeben 
2) Operatives Ergebnis, bereinigt um Dekonsolidierungs- und sonstige Einmaleffekte
3) Auftragseingang (im Jahr 2015) und Auftragsbestand (in den Jahren 2015 und 2016) bereinigt um nicht fortge-
führte Projekte im Mittleren Osten
4) Inkl. Mitarbeiter UGL (6 801 per 31.12.2016)
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HOCH

HOCHTIEF Aktiengesellschaft, Essen
ISIN: DE 0006070006

Einladung zur  
Hauptversammlung

Wir laden unsere Aktionäre hiermit zu der

am Mittwoch, 10. Mai 2017, 10.30 Uhr,

im Congress Center Essen, Eingang West,  
Norbertstraße, 45131 Essen,  

stattfindenden

ordentlichen Hauptversammlung 

der HOCHTIEF Aktiengesellschaft  

mit Sitz in Essen ein.
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I. Tagesordnung

1.	� Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der HOCHTIEF Aktiengesellschaft 
und des gebilligten Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2016, des zusammen-
gefassten Lageberichts für die HOCHTIEF Aktiengesellschaft und den Konzern, 
des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2016 sowie des erläuternden 
Berichts des Vorstands zu den Angaben nach §§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 HGB

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und den Konzernab-

schluss entsprechend §§ 172, 173 AktG am 27. Februar 2017 gebilligt und den Jahresabschluss 

damit festgestellt. Somit entfällt eine Feststellung durch die Hauptversammlung. Jahresab-

schluss, Konzernabschluss und zusammengefasster Lagebericht, Bericht des Aufsichtsrats 

und Bericht des Vorstands mit den Erläuterungen zu den Angaben nach §§ 289 Abs. 4, 315 

Abs. 4 HGB sind der Hauptversammlung, ohne dass es nach dem Aktiengesetz einer Beschluss-

fassung bedarf, zugänglich zu machen.

Die vorstehend genannten Unterlagen liegen in den Geschäftsräumen der HOCHTIEF Aktien-

gesellschaft (Opernplatz 2, 45128 Essen) zur Einsichtnahme durch die Aktionäre aus und sind 

auch im Internet unter www.hochtief.de über den Link „Investor Relations/Hauptversammlung“ 

zugänglich.

2.	 Verwendung des Bilanzgewinns

Gemäß § 58 Abs. 4 Satz 3 AktG in der ab 1. Januar 2017 geltenden Fassung ist die Haupt-

versammlung berechtigt, zu beschließen, dass der Anspruch der Aktionäre auf die Dividende 

erst an einem späteren Tag fällig wird als dem dritten auf den Beschluss folgenden Ge-

schäftstag.

Es wird eine Auszahlung der Dividende zu Beginn des Monats Juli 2017 vorgeschlagen. Dieser 

geänderte Zeitpunkt ist Ausdruck der Fokussierung von HOCHTIEF auf die Optimierung des 

Cash Flow. Dies ist ein wesentliches Element der 2013 bekannt gegebenen neuen Strategie. 

Eine Zahlung im Juli würde den Ablauf der Zahlungsströme (Einzahlungen/Auszahlungen) 

optimieren und außerdem die Notwendigkeit zur Inanspruchnahme von Kreditlinien/Fremd-

mitteln verringern.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den

Bilanzgewinn der HOCHTIEF Aktiengesellschaft des Geschäftsjahres 2016 in Höhe von 

167.180.000,00 Euro wie folgt zu verwenden:

Ausschüttung einer Dividende von 2,60 Euro je für das Geschäftsjahr 2016 dividendenbe-

rechtigter Stückaktie:	 EUR	 167.044.430,80

Gewinnvortrag:	 EUR	 135.569,20
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Die Dividende ist am 6. Juli 2017 fällig.

Bei den angegebenen Beträgen für die Gewinnausschüttung und den Gewinnvortrag sind die 

64.247.858 zur Zeit des Gewinnverwendungsvorschlags von Vorstand und Aufsichtsrat vor-

handenen, für das Geschäftsjahr 2016 dividendenberechtigten Stückaktien berücksichtigt. 

Bis zur Hauptversammlung kann sich die Zahl der für das Geschäftsjahr 2016 dividenden-

berechtigten Stückaktien verändern. In diesem Fall wird bei unveränderter Ausschüttung von 

2,60 Euro je für das Geschäftsjahr 2016 dividendenberechtigter Stückaktie der Hauptver-

sammlung ein entsprechend angepasster Gewinnverwendungsvorschlag unterbreitet.

3.	 Entlastung der Mitglieder des Vorstands

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2016 amtierenden Mitgliedern 

des Vorstands Entlastung für diesen Zeitraum zu erteilen.

4.	 Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2016 amtierenden Mitgliedern 

des Aufsichtsrats Entlastung für diesen Zeitraum zu erteilen.

5.	 Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers

Der Aufsichtsrat schlägt auf Empfehlung seines Prüfungsausschusses vor, zu beschließen:

Die Deloitte GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, München wird zum Abschlussprüfer und 

Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2017 sowie zum Abschlussprüfer für die prüfe-

rische Durchsicht des verkürzten Abschlusses und des Zwischenlageberichts für den Konzern 

für das erste Halbjahr des Geschäftsjahrs 2017, sofern diese einer solchen prüferischen Durch-

sicht unterzogen werden, bestellt.

Für die genannten Prüfungsleistungen hat der Prüfungsausschuss dem Aufsichtsrat gemäß 

Artikel 16 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 16. April 2014 über spezifische Anforderungen an die Abschlussprüfung bei Unter-

nehmen von öffentlichem Interesse und zur Aufhebung des Beschlusses 2005/909/EG der 

Kommission die 

(1)	 Deloitte GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, München und die

(2)	 KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Berlin

empfohlen und dabei eine Präferenz für die Deloitte GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

mitgeteilt.
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6.	 Beschlussfassung über die Ergänzung von § 2 Abs. 1 der Satzung

Als wachstumsorientiertes Unternehmen ist die HOCHTIEF Aktiengesellschaft bestrebt, über 

Tochtergesellschaften kontinuierlich neue Geschäftsfelder zu erschließen und auszubauen. 

Als ein solches Geschäftsfeld hat sich mittlerweile wieder der Markt für Facility-Management-

Leistungen und Ingenieurleistungen erwiesen. Von Kundenseite existiert eine gestiegene 

Nachfrage nach solchen Leistungen durch den HOCHTIEF-Konzern. Diesem Umstand soll 

durch eine entsprechende Ergänzung des Unternehmensgegenstandes in der Satzung 

Rechnung getragen werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, zu beschließen:

§ 2 Abs. 1 k) der Satzung wird – inhaltlich unverändert – zu § 2 Abs. 1 m) der Satzung.

Darüber hinaus wird § 2 Abs. 1 der Satzung um die folgenden Buchstaben k) und l) ergänzt:

„k)	�Organisation, Erbringung, Vergabe und Koordination von Leistungen sowie Beratung be-

treffend den technischen, kaufmännischen und infrastrukturellen Betrieb von Immobilien 

und Infrastruktureinrichtungen (Facility Management),

l)	� Leistungen zur Planung, Errichtung, Wartung, Instandhaltung, zum Betrieb und Manage-

ment oder zur Modernisierung von Maschinen, Anlagen und Anlagenkomponenten aller 

Art sowie zu deren Rückbau,“

7.	� Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und Wandelanleihen, Genussrechten oder 
Gewinnschuldverschreibungen oder einer Kombination dieser Instrumente und 
zum Ausschluss des Bezugsrechts auf diese Options- oder Wandelanleihen, Ge-
nussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen oder eine Kombination dieser Instru-
mente nebst gleichzeitiger Schaffung eines bedingten Kapitals und Satzungs-
änderung 

Die bestehende Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und Wandelanleihen soll erneuert 

sowie an die geänderten Verhältnisse angepasst werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 

	a) �Die von der Hauptversammlung vom 11. Mai 2016 erteilte Ermächtigung des Vorstands, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 10. Mai 2021 Options- und Wandelanleihen 

im Gesamtnennbetrag von bis zu Euro 2.500.000.000,00 zu begeben und das hierfür 

geschaffene bedingte Kapital in § 4 Abs. 4 der Satzung werden unter Aufhebung des  

§ 4 Abs. 4 der Satzung aufgehoben. 
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	b) �Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und Wandelanleihen, Genussrechten oder Ge-

winnschuldverschreibungen oder einer Kombination dieser Instrumente und zum Aus-

schluss des Bezugsrechts auf diese Options- oder Wandelanleihen, Genussrechte oder 

Gewinnschuldverschreibungen oder eine Kombination dieser Instrumente 

aa)	 Ermächtigungszeitraum, Nennbetrag, Aktienzahl, Laufzeit

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 9. Mai 2022 

einmalig oder mehrmals auf den Inhaber oder auf den Namen lautende Options- und/

oder Wandelanleihen, Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen oder eine 

Kombination dieser Instrumente (zusammen „Schuldverschreibungen“) im Gesamt-

nennbetrag von bis zu Euro 4.000.000.000,00 mit oder ohne Laufzeitbeschränkung 

auszugeben und den Inhabern oder Gläubigern von Optionsanleihen oder Options-

genussscheinen oder Optionsgewinnschuldverschreibungen Optionsrechte oder -pflich-

ten oder den Inhabern oder Gläubigern von Wandelanleihen oder Wandelgenussschei-

nen oder Wandelgewinnschuldverschreibungen Wandlungsrechte oder -pflichten auf 

bis zu 18.000.000 auf den Inhaber lautende Stückaktien der HOCHTIEF Aktienge-

sellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu Euro 

46.080.000,00 nach näherer Maßgabe der Bedingungen dieser Schuldverschreibungen 

zu gewähren oder aufzuerlegen. 

Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch – unter Begrenzung auf den 

entsprechenden Euro-Gegenwert – in der gesetzlichen Währung eines OECD-Landes 

begeben werden. Sie können auch durch ein nachgeordnetes Konzernunternehmen 

der HOCHTIEF Aktiengesellschaft ausgegeben werden; für diesen Fall wird der Vor-

stand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für die HOCHTIEF Aktiengesell-

schaft die Garantie für die Schuldverschreibungen zu übernehmen und den Inhabern 

oder Gläubigern Options- oder Wandlungsrechte oder -pflichten auf auf den Inhaber 

lautende Stückaktien der HOCHTIEF Aktiengesellschaft zu gewähren oder aufzuerlegen. 

bb)	Bezugsrecht, Bezugsrechtsausschluss

Soweit den Aktionären nicht der unmittelbare Bezug der Schuldverschreibungen 

ermöglicht wird, wird den Aktionären das gesetzliche Bezugsrecht in der Weise ein-

geräumt, dass die Schuldverschreibungen von einem Kreditinstitut oder einem Konsor

tium von Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 

zum Bezug anzubieten. Werden die Schuldverschreibungen von einem nachgeordneten 

Konzernunternehmen ausgegeben, hat die HOCHTIEF Aktiengesellschaft die Gewäh-

rung des gesetzlichen Bezugsrechts für die Aktionäre der HOCHTIEF Aktiengesell-

schaft nach Maßgabe des vorstehenden Satzes sicherzustellen. 
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Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge, 

die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben, von dem Bezugsrecht der Aktionäre 

auszunehmen und das Bezugsrecht auch insoweit auszuschließen, wie es erforderlich 

ist, damit Inhabern von bereits zuvor ausgegebenen Options- oder Wandlungsrechten 

oder -pflichten ein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt werden kann, wie es ihnen 

nach Ausübung der Options- oder Wandlungsrechte oder bei Erfüllung der Options- 

oder Wandlungspflicht als Aktionär zustehen würde. 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 

der Aktionäre auf gegen Barzahlung ausgegebene Schuldverschreibungen, die mit 

Options- oder Wandlungsrecht oder -pflicht ausgegeben werden, vollständig auszu-

schließen, sofern der Vorstand nach pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung gelangt, 

dass der Ausgabepreis der Schuldverschreibung ihren nach anerkannten, insbeson-

dere finanzmathematischen Methoden ermittelten hypothetischen Marktwert nicht 

wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts gilt 

jedoch nur für Schuldverschreibungen, die mit Options- oder Wandlungsrecht oder 

-pflicht ausgegeben werden, mit einem Options- oder Wandlungsrecht oder einer 

Options- oder Wandlungspflicht auf Aktien mit einem anteiligen Betrag des Grund-

kapitals, der insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht übersteigen darf, und zwar weder 

im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt 

der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung. Auf die vorgenannte 10-%-Grenze 

werden Aktien angerechnet, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zur 

nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bezugsrechtsfreien Ausgabe der Schuldverschrei-

bungen mit Options- und/oder Wandlungsrecht oder -pflicht unter Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert oder aus genehmigtem 

Kapital ausgegeben werden. 

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Wandlungsrecht/-pflicht 

oder Optionsrecht/-pflicht ausgegeben werden, wird der Vorstand ermächtigt, das 

Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats insgesamt auszuschlie-

ßen, wenn diese Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich 

ausgestattet sind, d. h. keine Mitgliedschaftsrechte in der HOCHTIEF Aktiengesell-

schaft begründen, keine Beteiligung am Liquidationserlös gewähren und die Höhe der 

Verzinsung nicht auf Grundlage der Höhe des Jahresüberschusses, des Bilanzgewinns 

oder der Dividende berechnet wird. Außerdem müssen in diesem Fall die Verzinsung 

und der Ausgabebetrag der Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen den 

zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen Marktkonditionen entsprechen. 
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cc)	 Wandlungs- und Optionsrecht

Die Schuldverschreibungen werden in Teilschuldverschreibungen eingeteilt. 

Im Falle der Ausgabe von Optionsanleihen werden jeder Teilschuldverschreibung ein 

oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber nach näherer Maßgabe der 

vom Vorstand festzulegenden Optionsbedingungen zum Bezug von auf den Inhaber 

lautenden Stückaktien der HOCHTIEF Aktiengesellschaft berechtigen. Für auf Euro 

lautende, durch die HOCHTIEF Aktiengesellschaft begebene Optionsanleihen können 

die Optionsbedingungen vorsehen, dass der Optionspreis auch durch Übertragung 

von Teilschuldverschreibungen und gegebenenfalls eine bare Zuzahlung erfüllt werden 

kann. Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die je Teilschuldverschreibung 

zu beziehenden Aktien entfällt, darf den Nennbetrag der Teilschuldverschreibung nicht 

übersteigen. Soweit sich Bruchteile von Aktien ergeben, kann vorgesehen werden, 

dass diese Bruchteile nach Maßgabe der Options- oder Anleihebedingungen, gege-

benenfalls gegen Zuzahlung, zum Bezug ganzer Aktien aufaddiert werden können. 

Entsprechendes gilt, wenn Optionsscheine einem Genussrecht oder einer Gewinn-

schuldverschreibung beigefügt werden. 

Im Falle der Ausgabe von Wandelanleihen erhalten bei auf den Inhaber lautenden Schuld-

verschreibungen die Inhaber, ansonsten die Gläubiger der Teilschuldverschreibungen, 

das Recht, ihre Teilschuldverschreibungen gemäß den vom Vorstand festgelegten Wan-

delanleihebedingungen in auf den Inhaber lautende Stückaktien der HOCHTIEF Aktien-

gesellschaft zu wandeln. Das Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der Division des 

Nennbetrages oder des unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrages einer Teil-

schuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine auf den Inhaber 

lautende Stückaktie der HOCHTIEF Aktiengesellschaft und kann auf eine volle Zahl 

auf- oder abgerundet werden; ferner können eine in bar zu leistende Zuzahlung und 

die Zusammenlegung oder ein Ausgleich für nicht wandlungsfähige Spitzen festge-

setzt werden. Die Anleihebedingungen können ein variables Wandlungsverhältnis und 

eine Bestimmung des Wandlungspreises (vorbehaltlich des nachfolgend bestimmten 

Mindestpreises) innerhalb einer vorgegebenen Bandbreite in Abhängigkeit von der 

Entwicklung des Kurses der Stückaktie der HOCHTIEF Aktiengesellschaft während 

der Laufzeit der Anleihe vorsehen. Entsprechendes gilt für Wandelgenussrechte und 

Wandelgewinnschuldverschreibungen. 

dd)	Wandlungs- oder Optionspflicht, Gewährung neuer oder bestehender Aktien der 

HOCHTIEF Aktiengesellschaft oder einer anderen Gesellschaft, Geldzahlung

Die Bedingungen von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrecht bzw. 

-pflicht bzw. der Optionsscheine können das Recht der HOCHTIEF Aktiengesellschaft 

vorsehen, im Falle der Wandlung oder Optionsausübung nicht neue Stückaktien zu 
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gewähren, sondern einen Geldbetrag zu zahlen, der für die Anzahl der anderenfalls zu 

liefernden Aktien dem volumengewichteten durchschnittlichen Schlusskurs der Stück-

aktien der HOCHTIEF Aktiengesellschaft im elektronischen Handel an der Frankfurter 

Wertpapierbörse während einer in den Anleihebedingungen festzulegenden Frist ent-

spricht. Die Anleihebedingungen können auch vorsehen, dass die Schuldverschreibung, 

die mit Options- oder Wandlungsrechten oder -pflichten verbunden ist, oder die Options-

scheine nach Wahl der HOCHTIEF Aktiengesellschaft statt in neue Aktien aus beding-

tem Kapital in bereits existierende Aktien der HOCHTIEF Aktiengesellschaft oder einer 

börsennotierten anderen Gesellschaft gewandelt werden kann oder das Optionsrecht 

durch Lieferung solcher Aktien erfüllt oder bei Optionspflicht mit Lieferung solcher 

Aktien bedient werden kann. 

Die Anleihebedingungen können auch eine Wandlungspflicht oder Optionspflicht zum 

Ende der Laufzeit (oder zu einem anderen Zeitpunkt) oder das Recht der HOCHTIEF 

Aktiengesellschaft vorsehen, bei Endfälligkeit der Schuldverschreibung, die mit Options- 

oder Wandlungsrechten oder -pflichten verbunden ist (dies umfasst auch eine Fällig-

keit wegen Kündigung), den Inhabern oder Gläubigern ganz oder teilweise anstelle der 

Zahlung des fälligen Geldbetrages Stückaktien der HOCHTIEF Aktiengesellschaft oder 

einer börsennotierten anderen Gesellschaft zu gewähren (Ersetzungsbefugnis). In 

diesen Fällen kann der Options- oder Wandlungspreis nach näherer Maßgabe der An-

leihebedingungen mindestens entweder den unter ee) genannten Mindestpreis betragen 

oder dem volumengewichteten durchschnittlichen Schlusskurs der Stückaktie der 

HOCHTIEF Aktiengesellschaft im elektronischen Handel an der Frankfurter Wertpapier-

börse während der 10 Börsentage vor oder nach dem Tag der Endfälligkeit oder dem 

anderen festgelegten Zeitpunkt entsprechen, auch wenn dieser Durchschnittskurs 

unterhalb des oben genannten Mindestpreises (80 %) liegt. Der anteilige Betrag des 

Grundkapitals der bei Wandlung oder Optionsausübung auszugebenden Stückaktien 

der HOCHTIEF Aktiengesellschaft darf den Nennbetrag der Wandelschuldverschrei-

bungen nicht übersteigen. § 9 Abs. 1 AktG in Verbindung mit § 199 Abs. 2 AktG sind 

zu beachten.

ee)	 Wandlungs- und Optionspreis, wertwahrende Anpassung des Wandlungs- und Options-

preises

Der jeweils festzusetzende Options- oder Wandlungspreis für eine Stückaktie der 

HOCHTIEF Aktiengesellschaft muss mit Ausnahme der Fälle, in denen eine Options- 

oder Wandlungspflicht oder eine Ersetzungsbefugnis vorgesehen ist, mindestens 80 % 

des volumengewichteten durchschnittlichen Schlusskurses der Stückaktien der 

HOCHTIEF Aktiengesellschaft im elektronischen Handel an der Frankfurter Wertpa-

pierbörse an den letzten 10 Börsentagen vor dem Tag der Beschlussfassung durch 

den Vorstand über die Ausgabe der Schuldverschreibung, die mit Options- oder Wand-
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lungsrecht ausgestattet ist, betragen oder – für den Fall der Einräumung eines Be-

zugsrechts – mindestens 80 % des volumengewichteten durchschnittlichen Börsen-

kurses der Aktien der HOCHTIEF Aktiengesellschaft im elektronischen Handel an der 

Frankfurter Wertpapierbörse während der Bezugsfrist mit Ausnahme der Tage der 

Bezugsfrist, die erforderlich sind, damit der Options- oder Wandlungspreis gemäß 

§ 186 Abs. 2 Satz 2 AktG fristgerecht bekannt gemacht werden kann, betragen. § 9 

Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt. 

Bei mit Options- oder Wandlungsrechten oder -pflichten verbundenen Schuldverschrei-

bungen kann der Options- oder Wandlungspreis unbeschadet des § 9 Abs. 1 AktG 

aufgrund einer Verwässerungsschutzklausel nach näherer Bestimmung der Bedin-

gungen dann ermäßigt werden, wenn die HOCHTIEF Aktiengesellschaft während der 

Options- oder Wandlungsfrist (i) durch eine Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln 

das Grundkapital erhöht oder (ii) unter Einräumung eines ausschließlichen Bezugs-

rechts an ihre Aktionäre das Grundkapital erhöht oder eigene Aktien veräußert oder 

(iii) unter Einräumung eines ausschließlichen Bezugsrechts an ihre Aktionäre weitere 

Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrecht oder -pflicht begibt, ge-

währt oder garantiert und in den Fällen (ii) und (iii) den Inhabern schon bestehender 

Options- oder Wandlungsrechte oder -pflichten hierfür kein Bezugsrecht eingeräumt 

wird, wie es ihnen nach Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts oder nach 

Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht zustehen würde. Die Ermäßigung des 

Options- oder Wandlungspreises kann auch durch eine Barzahlung bei Ausübung 

des Options- oder Wandlungsrechts oder bei der Erfüllung einer Options- oder Wand-

lungspflicht bewirkt werden. Die Bedingungen der Schuldverschreibung, die mit Options- 

oder Wandlungsrechten oder -pflichten verbunden sind, können darüber hinaus für 

den Fall der Kapitalherabsetzung oder anderer außerordentlicher Maßnahmen oder 

Ereignisse, die mit einer wirtschaftlichen Verwässerung des Wertes der Options- oder 

Wandlungsrechte oder -pflichten verbunden sind (z. B. Kontrollerlangung durch Dritte), 

eine Anpassung der Options- oder Wandlungsrechte oder Options- oder Wandlungs-

pflichten vorsehen. § 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt. 

	

ff)	 Ermächtigung zur Festlegung weiterer Einzelheiten der Schuldverschreibungen

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-

heiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere Zins-

satz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stückelung, Verwässerungsschutzbestimmungen, 

Options- oder Wandlungszeitraum sowie im vorgenannten Rahmen den Wandlungs- 

und Optionspreis, zu bestimmen oder im Einvernehmen mit den Organen des die 

Options- oder Wandelanleihe begebenden Konzernunternehmens der HOCHTIEF 

Aktiengesellschaft festzulegen. 



12	 Einladung zur Hauptversammlung

c) Bedingtes Kapital 

	 Das Grundkapital ist um bis zu Euro 46.080.000,00 durch Ausgabe von bis zu 18.000.000 

neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht (bedingtes Kapital). Die be-

dingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung von auf den Inhaber lautenden Stückaktien 

bei Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten (oder bei Erfüllung entsprechender 

Options-/Wandlungspflichten) oder bei Ausübung eines Wahlrechts der HOCHTIEF Aktien-

gesellschaft, ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Stückaktien 

der HOCHTIEF Aktiengesellschaft zu gewähren, an die Inhaber von Wandel- oder Options-

schuldverschreibungen, Genussrechten oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw. Kom-

binationen dieser Instrumente), die aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der Haupt-

versammlung vom 10. Mai 2017 bis zum 9. Mai 2022 von der HOCHTIEF Aktiengesellschaft 

oder einem nachgeordneten Konzernunternehmen gegen Bareinlage ausgegeben werden. 

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten 

Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Options- oder Wandlungspreis. Die 

bedingte Kapitalerhöhung ist nur im Falle der Begebung von Schuldverschreibungen, die 

mit Options- oder Wandlungsrechten oder -pflichten ausgestattet sind, gemäß dem Ermäch-

tigungsbeschluss der Hauptversammlung vom 10. Mai 2017 und nur insoweit durchzu-

führen, wie von Options- oder Wandlungsrechten Gebrauch gemacht wird oder zur Wand-

lung oder Optionsausübung verpflichtete Inhaber von Schuldverschreibungen ihre Verpflichtung 

zur Wandlung/Optionsausübung erfüllen oder soweit die HOCHTIEF Aktiengesellschaft 

ein Wahlrecht ausübt, ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags 

Stückaktien der HOCHTIEF Aktiengesellschaft zu gewähren und soweit jeweils nicht ein 

Barausgleich gewährt oder eigene Aktien oder Aktien einer anderen börsennotierten Ge-

sellschaft zur Bedienung eingesetzt werden. Die ausgegebenen neuen Aktien nehmen 

vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil; soweit recht-

lich zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung 

neuer Aktien hierfür und auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG auch für ein bereits ab-

gelaufenes Geschäftsjahr festlegen. 

	 Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten 

der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

d) Satzungsänderung 

	 In § 4 der Satzung wird unter Berücksichtigung der Eintragung der Aufhebung des der-

zeitigen § 4 Abs. 4 im Handelsregister folgender neuer Absatz 4 eingefügt: 

	 „(4) Das Grundkapital ist um bis zu Euro 46.080.000,00, eingeteilt in bis zu 18.000.000 auf 

den Inhaber lautende Stückaktien bedingt erhöht (bedingtes Kapital). Die bedingte Kapital-

erhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber oder Gläubiger von Options- oder 

Wandlungsrechten oder die zur Wandlung/Optionsausübung Verpflichteten aus gegen Bar-
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einlage ausgegebenen Options- oder Wandelanleihen, Genussrechten oder Gewinn-

schuldverschreibungen (oder Kombinationen dieser Instrumente), die von der HOCHTIEF 

Aktiengesellschaft oder einem nachgeordneten Konzernunternehmen der HOCHTIEF Aktien-

gesellschaft aufgrund der Ermächtigung des Vorstands durch Hauptversammlungsbeschluss 

vom 10. Mai 2017 bis zum 9. Mai 2022 ausgegeben oder garantiert werden, von ihren 

Options- oder Wandlungsrechten Gebrauch machen oder, soweit sie zur Wandlung/Options-

ausübung verpflichtet sind, ihre Verpflichtung zur Wandlung/ Optionsausübung erfüllen 

oder, soweit die HOCHTIEF Aktiengesellschaft ein Wahlrecht ausübt, ganz oder teilweise 

anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der HOCHTIEF Aktiengesellschaft zu 

gewähren, soweit nicht jeweils ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien oder Aktien 

einer anderen börsennotierten Gesellschaft zur Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe 

der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächti-

gungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Options- oder Wandlungspreis. Die neuen 

Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn teil; 

soweit rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinn-

beteiligung neuer Aktien hierfür und auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG auch für ein 

bereits abgelaufenes Geschäftsjahr festlegen. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung 

festzusetzen.“ 

e) Ermächtigung zur Satzungsanpassung 

	 Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Absätze 1, 2 und 4 des § 4 der Satzung 

entsprechend der jeweiligen Ausgabe der Bezugsaktien anzupassen sowie alle sonstigen 

damit in Zusammenhang stehenden Anpassungen der Satzung vorzunehmen, die nur die 

Fassung betreffen. Entsprechendes gilt im Falle der Nichtausnutzung der Ermächtigung 

zur Ausgabe von Schuldverschreibungen nach Ablauf des Ermächtigungszeitraumes so-

wie im Falle der Nichtausnutzung des bedingten Kapitals nach Ablauf der Fristen für die 

Ausübung von Options- oder Wandlungsrechten oder für die Erfüllung von Wandlungs- 

bzw. Optionspflichten. 
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Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 7 der Tagesordnung 
gemäß §§ 221 Abs. 4 Satz 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG 

Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Ausgabe von Options- und/oder Wandelanleihen, Genuss-

rechten oder Gewinnschuldverschreibungen oder einer Kombination dieser Instrumente („Schuld-

verschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu Euro 4.000.000.000,00 sowie zur Schaffung 

des bedingten Kapitals von bis zu Euro 46.080.000,00 soll die nachfolgend noch näher erläuter-

ten Möglichkeiten der HOCHTIEF Aktiengesellschaft zur Finanzierung ihrer Aktivitäten erweitern 

und dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats – insbesondere bei Eintritt günstiger Kapital-

marktbedingungen – den Weg zu einer im Interesse der HOCHTIEF Aktiengesellschaft liegenden 

flexiblen und zeitnahen Finanzierung eröffnen. 

Den Aktionären steht grundsätzlich das gesetzliche Bezugsrecht auf Schuldverschreibungen zu, 

die mit Options- oder Wandlungsrechten oder -pflichten verbunden sind (§ 221 Abs. 4 in Ver-

bindung mit § 186 Abs. 1 AktG). Soweit den Aktionären nicht der unmittelbare Bezug der Schuld-

verschreibungen ermöglicht wird, kann der Vorstand von der Möglichkeit Gebrauch machen, 

Schuldverschreibungen an ein Kreditinstitut oder ein Konsortium von Kreditinstituten mit der Ver-

pflichtung auszugeben, den Aktionären die Schuldverschreibungen entsprechend ihrem Bezugs-

recht anzubieten (mittelbares Bezugsrecht i. S. von § 186 Abs. 5 AktG). 

Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge ermöglicht die Ausnutzung der erbetenen 

Ermächtigung durch runde Beträge. Dies erleichtert die Abwicklung des Bezugsrechts der 

Aktionäre. Der Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber oder Gläubiger von bereits 

ausgegebenen Wandlungsrechten und Optionsrechten oder -pflichten hat den Vorteil, dass der 

Wandlungs- bzw. Optionspreis für die bereits ausgegebenen Wandlungs- bzw. Optionsrechte 

oder -pflichten nicht ermäßigt zu werden braucht und dadurch insgesamt ein höherer Mittelzu-

fluss ermöglicht wird. Beide Fälle des Bezugsrechtsausschlusses liegen daher im Interesse der 

HOCHTIEF Aktiengesellschaft und ihrer Aktionäre. 

Der Ausgabebetrag für die neuen Aktien muss mit Ausnahme einer Wandlungspflicht oder einer 

Ersetzungsbefugnis jeweils mindestens 80 % des zeitnah zur Ausgabe der Schuldverschrei-

bungen, die mit Options- oder Wandlungsrechten verbunden sind, ermittelten Börsenkurses 

entsprechen. Durch die Möglichkeit eines Zuschlags (der sich nach der Laufzeit der Options- 

bzw. Wandelanleihe erhöhen kann) wird die Voraussetzung dafür geschaffen, dass die Bedin-

gungen der Wandel- bzw. Optionsanleihen den jeweiligen Kapitalmarktverhältnissen im Zeit-

punkt ihrer Ausgabe Rechnung tragen können. Im Falle von mit einer Wandlungspflicht oder 

Optionspflicht ausgestalteten Schuldverschreibung kann der Options- oder Wandlungspreis 

nach näherer Maßgabe der Anleihebedingungen mindestens entweder den vorgenannten Min-

destpreis betragen oder dem volumengewichteten durchschnittlichen Schlusskurs der Stück-

aktie der HOCHTIEF Aktiengesellschaft im elektronischen Handel an der Frankfurter Wertpapier-

börse während der 10 Börsentage vor oder nach dem Tag der Endfälligkeit oder dem anderen 

festgelegten Zeitpunkt entsprechen. 
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Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre vollständig auszuschließen, wenn die Ausgabe der mit Options- oder Wandlungsrech-

ten oder -pflichten verbundenen Schuldverschreibungen gegen Barzahlung zu einem Kurs er-

folgt, der den Marktwert dieser Anleihen nicht wesentlich unterschreitet. Hierdurch erhält die 

HOCHTIEF Aktiengesellschaft die Möglichkeit, günstige Marktsituationen sehr kurzfristig und 

schnell zu nutzen und durch eine marktnahe Festsetzung der Konditionen bessere Bedingungen 

bei der Festlegung von Zinssatz, Options- bzw. Wandlungspreis und Ausgabepreis der Schuld-

verschreibungen zu erreichen. Eine marktnahe Konditionenfestsetzung und reibungslose Plat-

zierung wäre bei Wahrung des Bezugsrechts nicht möglich. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG 

eine Veröffentlichung des Bezugspreises (und damit der Konditionen dieser Schuldverschrei-

bungen) bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Angesichts der häufig zu beobachtenden Volati-

lität an den Aktienmärkten besteht aber auch dann ein Marktrisiko über mehrere Tage, welches 

zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung der Anleihekonditionen und so zu nicht marktnahen 

Konditionen führt. Auch ist bei Bestand eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit über des-

sen Ausübung (Bezugsverhalten) die erfolgreiche Platzierung bei Dritten gefährdet bzw. mit zu-

sätzlichen Aufwendungen verbunden. Schließlich kann bei Einräumung eines Bezugsrechts die 

HOCHTIEF Aktiengesellschaft wegen der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf günstige 

bzw. ungünstige Marktverhältnisse reagieren, sondern ist rückläufigen Aktienkursen während der 

Bezugsfrist ausgesetzt, die zu einer für die HOCHTIEF Aktiengesellschaft ungünstigen Eigen-

kapitalbeschaffung führen können. 

Für diesen Fall eines vollständigen Ausschlusses des Bezugsrechts gilt gemäß § 221 Abs. 4 

Satz 2 AktG die Bestimmung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG sinngemäß. Die dort geregelte Grenze 

für Bezugsrechtsausschlüsse von 10 % des Grundkapitals ist nach dem Beschlussinhalt einzu-

halten. Das Volumen des bedingten Kapitals, das in diesem Fall höchstens zur Sicherung der 

Options- oder Wandlungsrechte bzw. -pflichten zur Verfügung gestellt werden soll, darf 10 % 

des bei Wirksamwerden der Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss nach § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG bestehenden Grundkapitals nicht übersteigen. Durch eine entsprechende Vorgabe 

im Ermächtigungsbeschluss ist ebenfalls sichergestellt, dass auch im Fall einer Kapitalherab-

setzung die 10-%-Grenze nicht überschritten wird, da nach der Ermächtigung zum Bezugsrechts-

ausschluss ausdrücklich 10 % des Grundkapitals nicht überschritten werden dürfen, und zwar 

weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – falls dieser Wert geringer wird – im Zeitpunkt 

der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung. Dabei werden eigene Aktien, die unter Ausschluss 

des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden, sowie diejenigen Aktien, 

die aus genehmigtem Kapital unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 

AktG ausgegeben werden, wenn die Veräußerung bzw. Ausgabe während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung bis zur nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bezugsrechtsfreien Ausgabe der Schuld-

verschreibungen mit Options- und/oder Wandlungsrechten oder -pflichten erfolgt, angerechnet 

und vermindern damit diesen Betrag entsprechend. Aus § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ergibt sich 

ferner, dass der Ausgabepreis den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreiten darf. Hierdurch 

soll sichergestellt werden, dass eine nennenswerte wirtschaftliche Verwässerung des Wertes 

der Aktien nicht eintritt. Ob ein solcher Verwässerungseffekt bei der bezugsrechtsfreien Ausgabe 
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von mit Options- oder Wandlungsrechten oder -pflichten verbundenen Schuldverschreibungen 

eintritt, kann ermittelt werden, indem der hypothetische Marktwert der Schuldverschreibungen 

nach anerkannten, insbesondere finanzmathematischen Methoden errechnet und mit dem Aus-

gabepreis verglichen wird. Liegt nach pflichtgemäßer Prüfung dieser Ausgabepreis nur unwe-

sentlich unter dem hypothetischen Börsenpreis zum Zeitpunkt der Begebung der Schuldver-

schreibungen, ist nach dem Sinn und Zweck der Regelung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ein 

Bezugsrechtsausschluss wegen des nur unwesentlichen Abschlags zulässig. Der Beschluss 

sieht deshalb vor, dass der Vorstand vor Ausgabe der mit Options- oder Wandlungsrechten oder 

-pflichten verbundenen Schuldverschreibungen nach pflichtgemäßer Prüfung zu der Auffassung 

gelangen muss, dass der vorgesehene Ausgabepreis zu keiner nennenswerten Verwässerung 

des Wertes der Aktien führt, da der Ausgabepreis der Schuldverschreibungen ihren nach aner-

kannten, insbesondere finanzmathematischen Methoden ermittelten hypothetischen Marktwert 

nicht wesentlich unterschreitet. Damit würde der rechnerische Marktwert eines Bezugsrechts 

auf beinahe null sinken, sodass den Aktionären durch den Bezugsrechtsausschluss kein nen-

nenswerter wirtschaftlicher Nachteil entstehen kann. All dies stellt sicher, dass eine nennens-

werte Verwässerung des Wertes der Aktien durch den Bezugsrechtsausschluss nicht eintritt. 

Außerdem haben die Aktionäre die Möglichkeit, ihren Anteil am Grundkapital der HOCHTIEF 

Aktiengesellschaft auch nach Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten oder dem Ein-

tritt der Options- oder Wandlungspflicht jederzeit durch Zukäufe von Aktien über die Börse auf-

rechtzuerhalten. Demgegenüber ermöglicht die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss 

der HOCHTIEF Aktiengesellschaft marktnahe Konditionenfestsetzung, größtmögliche Sicher-

heit hinsichtlich der Platzierbarkeit bei Dritten und die kurzfristige Ausnutzung günstiger Markt

situationen. 

Soweit Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen ohne Options- oder Wandlungsrecht 

oder -pflicht ausgegeben werden sollen, ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt auszuschließen, wenn diese Genussrechte 

oder Gewinnschuldverschreibungen obligationsähnlich ausgestattet sind, d.h. keine Mitglied-

schaftsrechte in der HOCHTIEF Aktiengesellschaft begründen, keine Beteiligung am Liquida-

tionserlös gewähren und die Höhe der Verzinsung nicht auf Grundlage der Höhe des Jahres-

überschusses, des Bilanzgewinns oder der Dividende berechnet wird. Zudem ist erforderlich, 

dass die Verzinsung und der Ausgabebetrag der Genussrechte oder Gewinnschuldverschrei-

bungen den zum Zeitpunkt der Begebung aktuellen Marktkonditionen entsprechen. Wenn die 

genannten Voraussetzungen erfüllt sind, resultieren aus dem Ausschluss des Bezugsrechts 

keine Nachteile für die Aktionäre, da die Genussrechte bzw. Gewinnschuldverschreibungen 

keine Mitgliedschaftsrechte begründen und auch keinen Anteil am Liquidationserlös oder am 

Gewinn der HOCHTIEF Aktiengesellschaft gewähren. 
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Der gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG der Hauptversamm-

lung zu erstattende Vorstandsbericht, der vorstehend vollständig abgedruckt ist, liegt ab dem 

Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung in den Geschäftsräumen der HOCHTIEF Aktien-

gesellschaft (Opernplatz 2, 45128 Essen) sowie in der Hauptversammlung selbst zur Einsicht-

nahme durch die Aktionäre aus und steht auch im Internet unter www.hochtief.de über den 

Link „Investor Relations/Hauptversammlung“ zum Download bereit.

8.	� Beschlussfassung über die Aufhebung des bestehenden genehmigten Kapitals I, 
die Schaffung eines genehmigten Kapitals und die entsprechenden Satzungsän-
derungen

Das genehmigte Kapital I läuft zum 5. Mai 2020 aus und soll erneuert werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 

a) �Die in § 4 Abs. 5 der Satzung enthaltene Ermächtigung des Vorstands, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 5. Mai 2020 um bis zu Euro 

54.000.000,00 einmalig oder mehrmalig zu erhöhen, wird unter Aufhebung des § 4 Abs. 5 

der Satzung aufgehoben. 

b) �Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital bis zum 9. Mai 2022 mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- und/

oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt Euro 82.000.000,00 zu 

erhöhen (genehmigtes Kapital I). Dabei ist den Aktionären ein Bezugsrecht einzuräumen.

	 Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 

der Aktionäre bis zu einem Betrag, der bei ein- oder mehrmaliger Ausnutzung dieser Er-

mächtigung insgesamt 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung 

und – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächti-

gung bestehenden Grundkapitals nicht überschreitet, auszuschließen, um die neuen Aktien 

gegen Bareinlagen zu einem Ausgabebetrag auszugeben, der den Börsenpreis der be-

reits börsennotierten Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung 

des Ausgabebetrages nicht wesentlich unterschreitet. Auf die vorgenannte 10-%-Grenze 

werden eigene Aktien angerechnet, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zur 

nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG bezugsrechtsfreien Ausgabe der neuen Aktien unter Aus-

schluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden. Ferner sind 

auf die vorgenannte 10-%-Grenze diejenigen Aktien anzurechnen, auf die sich Wandlungs- 

und/oder Optionsrechte bzw. –pflichten aus Schuldverschreibungen beziehen, die aufgrund 

der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 10. Mai 2017 (Tagesordnungspunkt 7) ab 

Wirksamwerden des genehmigten Kapitals I in sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden. 

	 Weiterhin wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-

recht der Aktionäre bis zu einem Betrag, der 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

dieser Ermächtigung und – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausnut-
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zung dieser Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht überschreitet, auszuschließen, 

sofern die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen zum Zwecke des Erwerbs von Unterneh-

men, Unternehmensteilen oder von Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen 

Vermögensgegenständen erfolgt. Ferner wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. 

Außerdem wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugs-

recht insoweit auszuschließen, wie es erforderlich ist, um den Inhabern der von der Gesell-

schaft oder einem ihrer nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegebenen Options-

scheine und Wandelschuldverschreibungen oder Options- oder Wandelgenussrechte oder 

Options- oder Wandelgewinnschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien in 

dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Options- oder Wandlungs-

rechts oder nach Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht zustehen würde. Über den 

Inhalt der Aktienrechte und die weiteren Bedingungen der Aktienausgabe einschließlich 

des Ausgabebetrages wird der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats entscheiden.

c) �In § 4 der Satzung wird, sobald die Aufhebung des derzeitigen § 4 Abs. 5 gemäß Beschluss 

zu lit. a) im Handelsregister eingetragen ist, folgender neuer Absatz 5 eingefügt: 

	 „(5) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital bis zum 9. Mai 2022 mit Zustimmung 

des Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- 

und/oder Sacheinlagen einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt Euro 82.000.000,00 

zu erhöhen (genehmigtes Kapital I). Dabei ist den Aktionären ein Bezugsrecht einzuräumen. 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre bis zu einem Betrag, der bei ein- oder mehrmaliger Ausnutzung dieser Ermäch-

tigung insgesamt 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung und – 

falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung 

bestehenden Grundkapitals nicht überschreitet, auszuschließen, um die neuen Aktien ge-

gen Bareinlagen zu einem Ausgabebetrag auszugeben, der den Börsenpreis der bereits 

börsennotierten Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des 

Ausgabebetrages nicht wesentlich unterschreitet. Auf die vorgenannte 10-%-Grenze werden 

eigene Aktien angerechnet, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zur nach § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG bezugsrechtsfreien Ausgabe der neuen Aktien unter Ausschluss des 

Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden. Ferner sind auf die vor-

genannte 10-%-Grenze diejenigen Aktien anzurechnen, auf die sich Wandlungs- und/oder 

Optionsrechte bzw. -pflichten aus Schuldverschreibungen beziehen, die aufgrund der Er-

mächtigung der Hauptversammlung vom 10. Mai 2017 (Tagesordnungspunkt 7) ab Wirk-

samwerden des genehmigten Kapitals I in sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden. Wei-

terhin ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 

der Aktionäre bis zu einem Betrag, der 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser 

Ermächtigung und – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausnutzung dieser 

Ermächtigung bestehenden Grundkapitals nicht überschreitet, auszuschließen, sofern die 
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Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unter-

nehmensteilen oder von Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen Vermögens-

gegenständen erfolgt. Ferner ist der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-

rats Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen. Außerdem ist der 

Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht insoweit auszu-

schließen, wie es erforderlich ist, um den Inhabern der von der Gesellschaft oder einem 

ihrer nachgeordneten Konzernunternehmen ausgegebenen Optionsscheine und Wandel-

schuldverschreibungen oder Options- oder Wandelgenussrechte oder Options- oder Wan-

delgewinnschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu 

gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts bzw. nach 

Erfüllung der Options- bzw. Wandlungspflicht zustehen würde. Über den Inhalt der Aktien-

rechte und die weiteren Bedingungen der Aktienausgabe einschließlich des Ausgabebe-

trages entscheidet der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats.“ 

d) �Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Absätze 1, 2 und 5 des § 4 der Sat-

zung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals 

entsprechend der jeweiligen Ausnutzung des genehmigten Kapitals I und, falls das ge-

nehmigte Kapital I bis zum 9. Mai 2022 nicht oder nicht vollständig ausgenutzt worden 

sein sollte, § 4 Absatz 5 nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen. 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 8 der Tagesordnung 
gemäß §§ 203 Abs. 2, 186 Abs. 4 Satz 2 AktG
 

Der Beschlussvorschlag sieht vor, dass der Vorstand bei Ausnutzung des genehmigten Kapitals I 

ermächtigt wird, mit Zustimmung des Aufsichtsrats in bestimmten Fällen das Bezugsrecht aus-

zuschließen. 

Dies gilt zunächst für den Fall einer Barkapitalerhöhung, jedoch begrenzt auf einen Höchstbe-

trag von bis zu 10 % des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens des genehmigten Kapitals I vor-

handenen Grundkapitals. Durch eine entsprechende Vorgabe im Ermächtigungsbeschluss ist 

ebenfalls sichergestellt, dass auch im Fall einer Kapitalherabsetzung die 10-%-Grenze nicht über-

schritten wird, da die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss ausdrücklich 10 % des Grund-

kapitals nicht übersteigen darf, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – falls 

dieser Wert geringer wird – im Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung. Auf die 

vorgenannte 10-%-Grenze werden eigene Aktien angerechnet, die während der Laufzeit dieser 

Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert 

werden. Ferner sind auf die vorgenannte 10-%-Grenze diejenigen Aktien anzurechnen, auf die 

sich Wandlungs- und/oder Optionsrechte bzw. –pflichten aus Schuldverschreibungen beziehen, 

die aufgrund der Ermächtigung der Hauptversammlung vom 10. Mai 2017 (Tagesordnungspunkt 7) 

ab Wirksamwerden des genehmigten Kapitals I in sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre ausgegeben werden. Die Ermächti-
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gung gilt des Weiteren mit der Maßgabe, dass der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsen-

preis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft nicht wesentlich unterschreitet. Mit 

dieser Ermächtigung soll von der Möglichkeit des erleichterten Bezugsrechtsausschlusses ge-

mäß §§ 203 Abs. 1, Abs. 2 in Verbindung mit 186 Abs. 3 Satz 4 AktG Gebrauch gemacht wer-

den. Diese Möglichkeit dient dem Interesse der Gesellschaft und der Erzielung eines bestmögli-

chen Preises bei der Ausgabe der Aktien. Die in § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG gesetzlich vorgesehene 

Möglichkeit des Bezugsrechtsausschlusses versetzt die Verwaltung in die Lage, sich aufgrund 

der jeweiligen Börsenverfassung bietende Möglichkeiten schnell und flexibel sowie kostengünstig 

zu nutzen. Dadurch wird eine bestmögliche Stärkung der Eigenmittel im Interesse der Gesell-

schaft und aller Aktionäre erreicht. Durch den Verzicht auf die zeit- und kostenaufwendige Ab-

wicklung des Bezugsrechts können der Eigenkapitalbedarf bei sich kurzfristig bietenden Markt-

chancen sehr zeitnah gedeckt sowie zusätzlich neue Aktionärsgruppen im In- und Ausland 

geworben werden. Zwar gestattet § 186 Abs. 2 AktG eine Veröffentlichung des Bezugspreises 

bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist. Angesichts der häufig und insbesondere in letzter Zeit 

zu beobachtenden Volatilität an den Aktienmärkten besteht aber auch dann ein Marktrisiko über 

mehrere Tage, welches zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung des Bezugspreises führt. 

Auch ist bei Gewährung eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit seiner Ausübung die er-

folgreiche Platzierung bei Dritten gefährdet bzw. mit zusätzlichem Aufwand verbunden. Schließ-

lich kann die Gesellschaft bei einem bestehenden Bezugsrecht wegen der Länge der Bezugs-

frist von zwei Wochen nicht kurzfristig auf günstige bzw. ungünstige Marktverhältnisse reagieren, 

sondern ist rückläufigen Aktienkursen während der Bezugsfrist ausgesetzt, die zu einer für die 

Gesellschaft ungünstigeren Eigenkapitalbeschaffung führen können. Die Möglichkeit einer kurz-

fristig durchführbaren Kapitalerhöhung ist für die Gesellschaft insbesondere deshalb von Be-

deutung, weil sie in ihren Märkten Marktchancen schnell und flexibel nutzen und einen dadurch 

entstehenden Kapitalbedarf gegebenenfalls auch sehr kurzfristig decken können muss. Der Ver-

kaufspreis und damit das der Gesellschaft zufließende Geld für die neuen Aktien wird sich am 

Börsenpreis der schon börsennotierten Aktien orientieren und den aktuellen Börsenpreis nicht 

wesentlich, voraussichtlich nicht um mehr als 3 %, jedenfalls aber nicht um mehr als 5 %, unter-

schreiten. Im Hinblick darauf, dass sämtliche von der Gesellschaft bisher ausgegebenen Aktien 

zum regulierten Markt an der Frankfurter Wertpapierbörse zugelassen sind, können nach dem 

derzeitigen Stand die an der Erhaltung ihrer Beteiligungsquote interessierten Aktionäre bei Aus-

nutzung der Ermächtigung unter Ausschluss des Bezugsrechts nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 

problemlos Aktien der Gesellschaft über die Börse hinzuerwerben.

Die Ermächtigung sieht weiter vor, begrenzt jedoch auf maximal 10 % des Grundkapitals, dass 

bei bestimmten Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen das Bezugsrecht ausgeschlossen werden 

kann. Dieser Ausschluss dient dem Zweck, den Erwerb von Unternehmen, von Unternehmens-

teilen, von Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen Vermögensgegenständen gegen 

Gewährung von Aktien zu ermöglichen. Führt der Erwerb im Wege der Kapitalerhöhung gegen 
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Sacheinlagen bei dem Verkäufer zu Steuerersparnissen oder ist der Verkäufer aus sonstigen 

Gründen eher an dem Erwerb von Aktien an der Gesellschaft als an einer Geldzahlung interes-

siert, stärkt die hier vorgesehene Möglichkeit die Verhandlungsposition der Gesellschaft. Im 

Einzelfall kann es auch aufgrund einer besonderen Interessenlage der Gesellschaft geboten sein, 

dem Verkäufer neue Aktien als Gegenleistung anzubieten. Durch das genehmigte Kapital I kann 

die Gesellschaft bei sich bietenden Gelegenheiten schnell und flexibel reagieren, um in geeig-

neten Einzelfällen Unternehmen, Unternehmensteile, Beteiligungen an Unternehmen oder sons-

tige Vermögensgegenstände gegen Ausgabe neuer Aktien zu erwerben. Die beantragte Ermäch-

tigung ermöglicht dadurch im Einzelfall eine optimale Finanzierung des Erwerbs gegen Ausgabe 

neuer Aktien mit einer Stärkung der Eigenkapitalbasis der Gesellschaft. Zu den zu erwerbenden 

sonstigen Vermögensgegenständen können auch Forderungen (Kredite oder Anleihen) gegen 

die Gesellschaft oder gegen Konzernunternehmen gehören. Wenn diese als Sacheinlage in die 

Gesellschaft eingebracht werden, führt dies zum Wegfall der Verbindlichkeit und gleichzeitig zur 

Stärkung des Eigenkapitals. Die Verwaltung will die Möglichkeit der Kapitalerhöhung gegen Sach-

einlagen unter Ausnutzung der Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts aus dem ge-

nehmigten Kapital I in jedem Fall nur dann nutzen, wenn der Wert der neuen Aktien und der 

Wert der Gegenleistung des zu erwerbenden Unternehmens, Unternehmensteils, der zu erwer-

benden Beteiligung oder der zu erwerbenden sonstigen Vermögensgegenstände in einem an-

gemessenen Verhältnis stehen. Dabei soll der Ausgabepreis der zu begebenden neuen Aktien 

grundsätzlich am Börsenkurs ausgerichtet werden. Ein wirtschaftlicher Nachteil für die vom Be-

zugsrecht ausgeschlossenen Aktionäre wird somit vermieden. Durch die Beschränkung auf 

maximal 10 % des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung und – falls dieser Wert 

geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung bestehenden Grundka-

pitals wird gleichzeitig auch eine mögliche Stimmrechtsverwässerung der vom Bezugsrecht 

ausgeschlossenen Aktionäre begrenzt. Bei Abwägung aller dieser Umstände ist die Ermächti-

gung zum Bezugsrechtsausschluss in den umschriebenen Grenzen erforderlich, geeignet, an-

gemessen und im Interesse der Gesellschaft geboten. Sollte die Verwaltung von der ihr erteil-

ten Ermächtigung Gebrauch machen, wird der Vorstand in der Hauptversammlung berichten, 

die auf einen etwaigen Erwerb gegen Ausgabe von neuen Aktien der Gesellschaft folgt.

 

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient dazu, dass im 

Hinblick auf den Betrag der jeweiligen Kapitalerhöhung ein praktikables Bezugsverhältnis dar-

gestellt werden kann. Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich des Spitzenbetra-

ges würden insbesondere bei der Kapitalerhöhung um runde Beträge die technische Durchfüh-

rung der Kapitalerhöhung und die Ausübung des Bezugsrechts erheblich erschwert. Die als 

freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien werden entweder 

durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.
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Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts zugunsten der Inhaber von Options-

scheinen oder Wandelschuldverschreibungen oder Options- oder Wandelgenussrechten oder 

Options- oder Wandelgewinnschuldverschreibungen dient dem Zweck, dass im Fall einer Aus-

nutzung dieser Ermächtigung der Options- bzw. Wandlungspreis nicht entsprechend den so-

genannten Verwässerungsschutzklauseln der Options- oder Wandlungsbedingungen ermäßigt 

zu werden braucht, sondern auch den Inhabern der Optionsscheine bzw. Wandelschuldver-

schreibungen oder Options- oder Wandelgenussrechte oder Options- oder Wandelgewinnschuld-

verschreibungen ein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt werden kann, wie es ihnen nach 

Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts zustehen würde. Mit der Ermächtigung erhält 

der Vorstand die Möglichkeit, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bei Ausnutzung des geneh-

migten Kapitals I unter sorgfältiger Abwägung zwischen beiden Alternativen zu wählen.

Der gemäß § 203 Abs. 2 in Verbindung mit § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG der Hauptversammlung zu 

erstattende Vorstandsbericht, der vorstehend vollständig abgedruckt ist, liegt ab dem Zeitpunkt 

der Einberufung der Hauptversammlung in den Geschäftsräumen der HOCHTIEF Aktiengesell-

schaft (Opernplatz 2, 45128 Essen) sowie in der Hauptversammlung selbst zur Einsichtnahme 

durch die Aktionäre aus und steht auch im Internet unter www.hochtief.de über den Link  

„Investor Relations/Hauptversammlung“ zum Download bereit. 
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II. Weitere Angaben zur Einberufung

1.	� Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und Ausübung des 
Stimmrechts (mit Nachweisstichtag nach § 123 Abs. 4 Satz 2 AktG und dessen 
Bedeutung)

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur die-

jenigen Personen berechtigt, die zu Beginn des 21. Tages vor der Hauptversammlung, d. h. 

am Mittwoch, den 19. April 2017, 00:00 Uhr (Nachweisstichtag), Aktionäre der Gesell-

schaft sind (Berechtigung) und sich zur Hauptversammlung unter Nachweis ihrer Berechti-

gung anmelden. Die Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung bedürfen der Textform 

und müssen in deutscher oder englischer Sprache erfolgen. Für den Nachweis der Berech-

tigung reicht ein in Textform erstellter besonderer Nachweis des Anteilsbesitzes durch das 

depotführende Institut aus. Die Anmeldung und der auf den Nachweisstichtag bezogene 

Nachweis des Anteilsbesitzes müssen spätestens bis zum Mittwoch, den 3. Mai 2017, 
24:00 Uhr, bei der nachstehend genannten Anmeldestelle eingehen.

Anmeldestelle:

HOCHTIEF Aktiengesellschaft

c/o Commerzbank AG

GS-MO 3.1.1 General Meetings

60261 Frankfurt a. M.

Telefax: + 49 (0) 69 136 26351

E-Mail: hv-eintrittskarten@commerzbank.com

Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teilnahme an der Versammlung oder die Ausübung 

des Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis erbracht hat. Die Berechtigung zur Teil-

nahme und der Umfang des Stimmrechts bemessen sich dabei ausschließlich nach dem im 

Nachweis enthaltenen Anteilsbesitz des Aktionärs zum Nachweisstichtag. Mit dem Nach-

weisstichtag geht keine Sperre für die Veräußerbarkeit der Aktien einher. Auch im Fall der voll-

ständigen oder teilweisen Veräußerung der Aktien nach dem Nachweisstichtag ist für die 

Teilnahme und den Umfang des Stimmrechts ausschließlich der Anteilsbesitz des Aktionärs 

zum Nachweisstichtag maßgeblich, d. h. Veräußerungen von Aktien nach dem Nachweis-

stichtag haben keine Auswirkungen auf die Berechtigung zur Teilnahme und auf den Umfang 

des Stimmrechts. Entsprechendes gilt für Erwerbe und Zuerwerbe von Aktien nach dem 

Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweisstichtag noch keine Aktien besitzen und erst 

danach Aktionär werden, sind nicht teilnahme- und stimmberechtigt. Der Nachweisstichtag 

ist im Übrigen kein relevantes Datum für die Dividendenberechtigung. 
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Nach ordnungsgemäßem Eingang der Anmeldung und des Nachweises des Anteilsbesitzes 

bei der Anmeldestelle werden den Aktionären Eintrittskarten für die Hauptversammlung über-

sandt. Um den rechtzeitigen Erhalt der Eintrittskarten sicherzustellen, bitten wir die Aktionäre, 

frühzeitig für die Übersendung der Anmeldung und des Nachweises des Anteilsbesitzes an 

die Anmeldestelle unter der vorgenannten Adresse Sorge zu tragen.

2.	 Stimmrechtsvertretung

Aktionäre können sich in der Hauptversammlung auch durch einen Bevollmächtigten, z. B. 

durch ein Kreditinstitut oder eine Aktionärsvereinigung, vertreten lassen und ihr Stimmrecht 

durch den Bevollmächtigten ausüben lassen. Auch dann sind eine fristgemäße Anmeldung 

und der Nachweis des Anteilsbesitzes erforderlich. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 

der Gesellschaft bedürfen der Textform; § 135 AktG bleibt unberührt. Aktionäre können für 

die Erteilung der Vollmacht das Vollmachtsformular benutzen, das sie zusammen mit der 

Eintrittskarte erhalten; möglich ist aber auch, dass Aktionäre eine gesonderte Vollmacht in 

Textform ausstellen. 

Werden Vollmachten zur Stimmrechtsausübung an Kreditinstitute, diesen gemäß den aktien-

rechtlichen Bestimmungen gleichgestellte Institute oder Unternehmen (§§ 135 Abs. 10, 125 

Abs. 5 AktG) sowie an Aktionärsvereinigungen oder diesen gleichgestellte Personen i. S. v. 

§ 135 Abs. 8 AktG erteilt, so ist die Vollmachtserklärung von dem Bevollmächtigten nach-

prüfbar festzuhalten. Die Vollmachtserklärung muss zudem vollständig sein und darf nur mit 

der Stimmrechtsausübung verbundene Erklärungen enthalten. Bitte stimmen Sie sich daher, 

wenn Sie ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder ein anderes bzw. eine andere der 

in § 135 AktG gleichgestellten Institute, Unternehmen oder Personen bevollmächtigen wollen, 

mit dem zu Bevollmächtigenden über die Form der Vollmacht ab. Die Vollmacht darf in diesen 

Fällen nur einem bestimmten Bevollmächtigten erteilt werden. Ein Verstoß gegen die vorge-

nannten und bestimmte weitere in § 135 AktG genannte Erfordernisse für die Bevollmächti-

gung der in diesem Absatz Genannten beeinträchtigt allerdings gemäß § 135 Abs. 7 AktG 

die Wirksamkeit der Stimmabgabe nicht.

Zusätzlich bieten wir unseren Aktionären an, von der Gesellschaft benannte weisungsge-

bundene Stimmrechtsvertreter bereits vor der Hauptversammlung mit der Ausübung ihres 

Stimmrechts zu bevollmächtigen. Soweit von der Gesellschaft benannte Stimmrechtsvertre-

ter bevollmächtigt werden, müssen diesen in jedem Fall Weisungen für die Ausübung des 

Stimmrechts erteilt werden. Ohne diese Weisungen ist die Vollmacht ungültig. Die Stimm-

rechtsvertreter sind verpflichtet, weisungsgemäß abzustimmen; sie können die Stimmrechte 

nicht nach eigenem Ermessen ausüben. Auch im Fall einer Bevollmächtigung eines von der 
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Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreters ist der fristgerechte Zugang der Anmeldung 

und des Nachweises des Anteilsbesitzes nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich.

Vollmachten allgemein und Vollmachten mit Weisungen an die weisungsgebundenen Stimm-

rechtsvertreter können der Gesellschaft wahlweise per Post, per Telefax oder elektronisch 

(per E-Mail) übermittelt werden:

HOCHTIEF Aktiengesellschaft

c/o Computershare Operations Center

80249 München

Telefax: +49 (0)89 30903-74675

E-Mail: hochtief-hv2017@computershare.de

Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder meh-

rere von diesen zurückweisen.

Nähere Einzelheiten zur Teilnahme an der Hauptversammlung sowie zur Vollmachts- und 

Weisungserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter sind in einem 

Informationsblatt beschrieben, das die Aktionäre zusammen mit der Eintrittskarte zugesandt 

bekommen. Das Informationsblatt ist auch im Internet unter www.hochtief.de über den Link 

„Investor Relations/Hauptversammlung“ einsehbar.

Alle vorgenannten Formen der Teilnahme und Vertretung, insbesondere die persönliche Teil-

nahme oder die Teilnahme durch einen Vertreter, namentlich durch ein Kreditinstitut oder 

eine Aktionärsvereinigung, werden durch das Angebot zur Bevollmächtigung eines von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreters nicht berührt und bleiben nach wie vor in 

vollem Umfang möglich. 
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3.	 Briefwahl

Aktionäre können ihre Stimmen, auch ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen, schrift-

lich oder im Wege elektronischer Kommunikation abgeben (Briefwahl). Auch dann sind eine 

fristgemäße Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes erforderlich.

Die Stimmabgabe per Briefwahl kann der Gesellschaft wahlweise per Post, per Telefax oder 

elektronisch (per E-Mail) übermittelt werden:

HOCHTIEF Aktiengesellschaft

c/o Computershare Operations Center

80249 München

Telefax: +49 (0) 89 30903-74675

E-Mail: hochtief-hv2017@computershare.de

Bitte verwenden Sie das Ihnen nach erfolgter Anmeldung zusammen mit der Eintrittskarte 

übersandte Formular, das Sie an die oben genannte Adresse zurücksenden. Briefwahlstim-

men, die nicht einer ordnungsgemäßen Anmeldung zweifelsfrei zugeordnet werden können, 

werden nicht berücksichtigt.

Auch bevollmächtigte Kreditinstitute, diesen gemäß den aktienrechtlichen Bestimmungen 

gleichgestellte Institute oder Unternehmen (§§ 135 Abs. 10, 125 Abs. 5 AktG), Aktionärsver-

einigungen sowie diesen gemäß § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Personen, die sich ge-

schäftsmäßig gegenüber Aktionären zur Ausübung des Stimmrechts in der Hauptversamm-

lung erbieten, können sich der Briefwahl bedienen.

Nähere Einzelheiten zur Stimmabgabe per Briefwahl sind in einem Informationsblatt be-

schrieben, das die Aktionäre zusammen mit der Eintrittskarte zugesandt bekommen. Das 

Informationsblatt ist auch im Internet unter www.hochtief.de über den Link  

„Investor Relations/Hauptversammlung“ einsehbar.

Die per Briefwahl abgegebenen Stimmen müssen bis spätestens Dienstag, den 9. Mai 
2017, 12:00 Uhr, bei der Gesellschaft unter der vorgenannten Adresse eingegangen sein.
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4.	� Ergänzungsanträge zur Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit gemäß  
§ 122 Abs. 2 AktG

Aktionäre, deren Anteile zusammen den anteiligen Betrag von 500.000,00 Euro am Grund-

kapital erreichen, das entspricht 195.313 Stückaktien, können verlangen, dass Gegenstände 

auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand 

muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen ist schriftlich 

oder in elektronischer Form nach § 126a BGB (d. h. mit qualifizierter elektronischer Signatur 

nach dem Signaturgesetz) zu stellen und muss der Gesellschaft bis zum Sonntag, den  
9. April 2017, 24:00 Uhr, zugegangen sein. Ein Ergänzungsverlangen bitten wir an folgende 

Adresse zu richten:

HOCHTIEF Aktiengesellschaft

Vorstandssekretariat

Opernplatz 2

45128 Essen

E-Mail (mit qualifizierter elektronischer Signatur nach dem Signaturgesetz):  

birgit.janzen@hochtief.de 

5.	� Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1 und 127 AktG

Aktionäre können Anträge zu einzelnen Tagesordnungspunkten stellen; dies gilt auch für 

Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern.

Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und einer 

etwaigen Stellungnahme der Verwaltung werden den in § 125 Abs. 1 bis 3 AktG genannten 

Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen (dies sind u. a. Aktionäre, die es verlangen) 

zugänglich gemacht, wenn der Aktionär mindestens 14 Tage vor der Hauptversammlung 

der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen Vorschlag von Vorstand und/oder Aufsichts-

rat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung mit Begründung an die unten stehende 

Adresse übersandt hat. Der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. Letztmöglicher Zugangs-

termin ist somit Dienstag, der 25. April 2017, 24:00 Uhr. Ein Gegenantrag und/oder des-

sen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn einer der Ausschluss-

tatbestände gemäß § 126 Abs. 2 AktG vorliegt. 

Wahlvorschläge von Aktionären nach § 127 AktG brauchen nicht begründet zu werden. 

Wahlvorschläge werden nur zugänglich gemacht, wenn sie den Namen, den ausgeübten 

Beruf und den Wohnort der vorgeschlagenen Person und im Fall einer Wahl von Aufsichts-

ratsmitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Auf-

sichtsräten enthalten. Nach § 127 Satz 1 AktG i.V.m. § 126 Abs. 2 AktG gibt es weitere 

Gründe, bei deren Vorliegen Wahlvorschläge nicht zugänglich gemacht werden müssen. Im 

Übrigen gelten die Voraussetzungen und Regelungen für das Zugänglichmachen von Anträgen 



28	 Einladung zur Hauptversammlung

entsprechend; insbesondere gilt auch hier Dienstag, der 25. April 2017, 24:00 Uhr, als 

letztmöglicher Termin, bis zu dem Wahlvorschläge bei der nachfolgend genannten Adresse 

eingegangen sein müssen, um noch zugänglich gemacht zu werden. 

Etwaige Anträge (nebst Begründung) oder Wahlvorschläge von Aktionären gemäß § 126 

Abs. 1 und § 127 AktG sind ausschließlich zu richten an: 

HOCHTIEF Aktiengesellschaft

Vorstandssekretariat

Opernplatz 2

45128 Essen

Telefax: +49 (0)201 824-1768

E-Mail: birgit.janzen@hochtief.de

Zugänglich zu machende Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären (einschließlich des 

Namens des Aktionärs und - im Falle von Anträgen - der Begründung) werden nach ihrem Ein-

gang im Internet unter www.hochtief.de über den Link „Investor Relations/Hauptversammlung“ 

unverzüglich zugänglich gemacht. Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung werden eben-

falls unter der genannten Internetadresse zugänglich gemacht.

6.	 Auskunftsrecht des Aktionärs gemäß § 131 Abs. 1 AktG

Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft über 

Angelegenheiten der Gesellschaft einschließlich der rechtlichen und geschäftlichen Bezie-

hungen der Gesellschaft zu verbundenen Unternehmen sowie über die Lage des Konzerns 

und der in den Konzernabschluss eingebundenen Unternehmen zu geben, soweit sie zur 

sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Gemäß § 22 

Abs. 4 der Satzung kann der Versammlungsleiter das Frage- und Rederecht der Aktionäre 

zeitlich angemessen beschränken. 

7.	� Weitere Einzelheiten zu den Voraussetzungen der Ausübung der vorgenannten 
Rechte

Weitere Einzelheiten zu den Voraussetzungen der Ausübung der vorgenannten Rechte und 

ihrer Grenzen sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.hochtief.de über den 

Link „Investor Relations/Hauptversammlung“ einsehbar.
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8.	 Veröffentlichungen auf der Internetseite der Gesellschaft

Alsbald nach der Einberufung der Hauptversammlung werden über die Internetseite der 

Gesellschaft unter www.hochtief.de über den Link „Investor Relations/Hauptversammlung“ 

folgende Informationen und Unterlagen zugänglich sein (vgl. § 124a AktG): 

• �der Inhalt der Einberufung mit der Erläuterung zur fehlenden Beschlussfassung zu Punkt 1 

der Tagesordnung und der Gesamtzahl der Aktien und der Stimmrechte im Zeitpunkt der 

Einberufung;

• die der Versammlung zugänglich zu machenden Unterlagen.

9.	 Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte

Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung ist das Grundkapital der Gesellschaft 

in 64.300.000 Stückaktien eingeteilt. Diese Stückaktien gewähren 64.300.000 Stimmrechte.

Essen, im März 2017

HOCHTIEF Aktiengesellschaft

Der Vorstand
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Kurzanleitung zum Stimmrecht

Um Ihr Stimmrecht auszuüben, benötigen Sie auf jeden Fall die 
Eintrittskarte zur Hauptversammlung – unabhängig davon, ob Sie 
selbst zur Hauptversammlung kommen oder Ihr Stimmrecht durch 
einen Bevollmächtigten ausüben lassen möchten. 

Eintrittskarte bestellen: 
Bitte füllen Sie das Bestellformular für die Eintrittskarte aus, das Ihnen 
die Bank zusammen mit der Einladung zur Hauptversammlung zuge-
sandt hat.

Dieses Bestellformular können Sie dann an Ihre depotführende Bank 
senden oder persönlich in einer Filiale der Bank abgeben. Die Ein-
trittskarte zur Hauptversammlung erhalten Sie kurze Zeit später auf 
dem Postweg. 

Aktionäre, die keine Eintrittskarte anfordern, haben leider weder die 
Möglichkeit, an der Hauptversammlung teilzunehmen, noch ihre 
Stimme abzugeben – persönlich oder per Vollmacht. Lassen Sie Ihr 
Stimmrecht nicht verfallen und bestellen Sie Ihre Eintrittskarte! 

Haben Sie Fragen? Wir helfen gern!
Wenn Sie Fragen zur Hauptversammlung haben, helfen wir Ihnen 
gern weiter. Umfassende Informationen finden Sie im Internet unter  
www.hochtief.de.  

 

 



Einladung zur Hauptversammlung	 31

Wie geht’s weiter?
Sie haben Ihre Eintrittskarte angefordert und erhalten. Nun haben Sie 
folgende Möglichkeiten:
 
Persönlich an der Hauptversammlung teilnehmen: 
Mit der zugesandten Eintrittskarte können Sie die Hauptversammlung 
am 10. Mai 2017 um 10.30 Uhr im Congress Center Essen besuchen. 
Wie immer erhalten Sie auch einen Fahrausweis, mit dem Sie inner-
halb des Gebiets des Verkehrsverbunds Rhein-Ruhr kostenfrei bis 
zum Congress Center Essen anreisen können. Nähere Informationen 
für Autofahrer zur Anfahrt befinden sich auf der Rückseite des Fahr-
ausweises.  

Einen Vertreter bevollmächtigen: 
Wenn Sie nicht persönlich zur Hauptversammlung kommen, sollten 
Sie Ihr Stimmrecht nicht verfallen lassen! Üben Sie es durch einen 
Vertreter aus oder nutzen Sie die Möglichkeit der Briefwahl. 

• Vertreter Ihrer Wahl
Dies kann zum Beispiel Ihr Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung 
oder ein persönlicher Bekannter sein. Bitte füllen Sie einfach die Voll-
macht aus, die Sie mit der Eintrittskarte erhalten, und senden Sie 
diese dem Vertreter zu. 

• Briefwahl
Sie können auch an der Briefwahl teilnehmen. Bitte füllen Sie das 
Formular aus, das Sie mit der Eintrittskarte erhalten, und senden Sie 
es per Post, per Fax oder per E-Mail an die angegebene Adresse. 

• Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft
Sie können auch die von HOCHTIEF benannten Stimmrechtsvertreter 
ermächtigen, Ihr Stimmrecht in Ihrem Sinne, also weisungsgebunden, 
auszuüben. Füllen Sie bitte den betreffenden Abschnitt der Eintritts-
karte aus und senden Sie diesen an die angegebene Adresse – per 
Post, per Fax oder per E-Mail. 
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